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Eine
andere Stadt
ist möglich! 

 die-andere.org

Liebe Leser*innen,

herzlich willkommen zur Mai-Ausgabe 2022 unserer 
Zeitschrift, in der es viel um Rituale geht. Rituale geben den 
Menschen auch in unsicheren Zeiten Struktur und Halt. So rieten es zahlreiche 
Psycholog*innen und Sozialarbeiter*innen in letzter Zeit verstärkt. Auf den nächsten 
Seiten können Sie daher Vieles lesen, das mit wiederkehrenden Ereignissen und Themen 
zu tun hat.  
 
Rituale: Viele Menschen menstruieren circa alle drei bis fünf Wochen. Das kann ins Geld 
gehen. Ebenso wie die Garnisonkirche, die als Ort streitbarer Ideen stets wiederkehrt. 
Immer wieder kommt auch das Thema mangelnder Freiräume für Jugendliche auf. Es 
wird auch (in Varianten) regelmäßig gefragt, welche Sozialleistungen unsere Stadt anbie-
ten soll.  

Gedenkorte und Straßennamen sind wiederkehrende Diskussionsthemen in der Stadt-
verordnetenversammlung. Menschenrechte und der Schutz vor Militärdiensten sind seit 
den 1990ern klassische Themen der aNDEREN und ihrer Vorgängerinstitution. Und nicht 
zuletzt erscheint die Frage nach einer Innenstadt mit reduziertem Autoverkehr immer 
wieder auf den Tagesordnungen diverser Gremien. 
 
Trotz aller Wiederkehr der Themen liegt immer Neues im Detail. Dies zu entdecken wün-
schen wir Ihnen eine anregende Lesezeit.

Annegret Pannier für das Redaktionsteam
Potsdam – Juni 2022
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Rotation als Prinzip: Die aktuelle 
aNDERE-Fraktion im Rathaus

Unsere Fraktion arbeitet seit vielen Jahren nach dem Rotationsprinzip. Die Stadtverordneten 
geben nach einem Jahr ihre Mandate an Nachrücker*innen weiter. Momentan engagieren 
sich für die aNDERE im Rathaus (v.l.n.r.): Monique Tinney, Heiderose Gerber, Uwe Rühling, 
Antonia Heigl, Liane Enderlein, Angela Rößler

Die Arbeit der Fraktion wird durch das Fraktionsbüro koordiniert. Es ist für Ihre Nachfragen, 
Anliegen und Probleme erreichbar:

TEL       0331–2893179
FAX       0331–2893178
E-MAIL   dieandere@rathaus.potsdam.de

05

Aus dem Rathaus
Kurznotizen
VO N LUT Z BO E D E

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Garnisonkirche und Rechenzentrum
Inzwischen ist auf der Plantage ein stattlicher Spiel- und Sportplatz entstanden. (Dass dort 
auch Spielfelder für Fuß- und Basketball entstanden sind, geht übrigens auf einen Antrag der 
aNDEREN zurück.) Das benachbarte Rechenzentrum (RZ) ist ebenso belebt und ausge-
bucht. Probleme gibt es weiter mit dem Grundstück der Garnisonkirche. Ein Bericht des Bun-
desrechnungshofes zeigt, dass die Garnisonkirchenstiftung Fördermittel des Bundes für eine 
unzulässige Anfinanzierung erhalten und verwendet hat, dass die Stiftung finanziell schlecht 
dasteht und dass das Bauvorhaben nicht ausfinanziert ist. Im Wesentlichen hatte das die 
Bürgerinitiative für ein Potsdam ohne Garnisonkirche schon vor ein paar Jahren festgestellt. 
Ganz Potsdam fragt sich, ob der Oberbürgermeister diese Informationen kannte, als er den 
Stadtverordneten die Idee verkaufte, den Plenarsaal der Stadtverordneten zwischen RZ und 
Garnisonkirchenturm zu bauen und damit vielleicht das gescheiterte Bauprojekt zu pushen. 
DIE aNDERE hat dieses bemerkenswerte Koppelgeschäft abgelehnt. Wir wollen, dass das 
Garnisonkirchengrundstück schnellstmöglich an die Stadt zurückfällt und dass der vollstän-
dige Erhalt des Rechenzentrums als Kreativhaus gesichert wird. Nunmehr fand unser Antrag 
eine Mehrheit, die Bedingungen für eine Verlängerung der Mietverträge im RZ zu schaffen.

Kinder- und Gewaltschutz in Gemeinschaftsunterkünften
Eigentlich sollte die Umsetzung der beschlossenen Mindeststandards zum Kinder- und 
Gewaltschutz in den Potsdamer Gemeinschaftsunterkünften bereits 2018 evaluiert werden. 
Unsere Fraktion beantragte, dass diese Evaluierung nun endlich stattfindet. Leider wurde 
die Terminsetzung aber auf Januar 2023 verschoben, weil die Verwaltung überlastet ist. Bis 
dahin sollen also in manchen Gemeinschaftsunterkünften der Stadt weiter Abstriche bei den 
baulichen und organisatorischen Maßnahmen zum Schutz gefährdeter Personen hingenom-
men werden.

Stopp für Waldrodung am Bahnhof Rehbrücke?
Seit Jahren engagiert sich DIE aNDERE mit der Bürgerinitiative Bürger für Waldstadt für 
einen klimaschonenden und umweltfreundlichen Schulneubau Waldstadt-Süd am Bahnhof 
Rehbrücke. Insbesondere halten wir den Bau der beiden Fußball-Großfelder für den Ver-
einssport im Landschaftsschutzgebiet (LSG) für falsch. Nach vielen Demonstrationen und 
Beschwerden gingen mehr als 100 Einwendungen gegen den B-Plan-Entwurf ein. Auch 
DIE aNDERE beteiligte sich daran und belegte, dass der Fehlbedarf an Fußballplätzen 
auch an anderen Standorten gedeckt werden kann – insbesondere auf der benachbarten 

© Michael Lüder
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Kulturbodendeponie und durch Verdichtung der Bestandssportanlagen in Babelsberg. Nun-
mehr teilte die Stadtverwaltung mit, dass sie den Stadtverordneten eine veränderte Planung 
zur Beschlussfassung vorlegen und auf den Bau der Sportplätze im LSG verzichten möchte. 
Dadurch könnten 5 Hektar Wald erhalten bleiben. Bleibt zu hoffen, dass eine Mehrheit der 
Stadtverordneten diese Position mitträgt. Für den Bau der Sportplätze im LSG hatten 2019 
die Fraktionen SPD, CDU und Bündnis 90/Grüne gestimmt.

Infoveranstaltung für Mieter*innen des Staudenhof-
Wohnblocks

Beim Staudenhof handelt die Stadtspitze immer widersprüchlicher. Einerseits teilte der Bau-
Beigeordnete Bernd Rubelt auf eine Anfrage unserer Fraktion zur Entwicklung der Neu-
baukosten im Staudenhof mit, dass er trotz erheblicher Kostensteigerungen und veränderter 
Förderbedingungen keine neue Wirtschaftlichkeitsuntersuchung für Abriss und Neubau auf 
dem Staudenhofgrundstück für nötig hält und dass eine solche Berechnung ohnehin nicht 
sicher möglich sei. Andererseits überraschte die städtische ProPotsdam Mieter*innen des 
Wohngebäudes mit einer Kündigung, die mit der Unwirtschaftlichkeit einer Gebäudesanie-
rung gegenüber Abriss und Neubau begründet wird. Unsere Wählergruppe hat eine Info-
veranstaltung für Mieter*innen des Staudenhofes durchgeführt. Bei Interesse werden wir 
diese Mieter*innen gern bei der Wahrnehmung ihrer rechtlichen Möglichkeiten gegen diese 
Kündigung unterstützen.

Garnisonkirche
Kostenfalle Turmprojekt
VO N CA RST E N L I N K E 
(als Teil des Rechercheteams Garnisonkirche, zusammen mit Sara Krieg und Phillip Oswalt) 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

 
Nachdem 2004 der geschichtsvergessene „Ruf aus Potsdam“ die friedliche, antimilita-
ristische und christliche Welt erschreckte, geht der Zerfall des Projektes Wiederaufbau 
Garnisonkirche im Kriegsgeheul und der aktuellen Aufrüstung unter. Die trotzdem zu 
hörende, leiernde Gebetsmühle des Altbischofs Huber nach mehr öffentlichem Geld für 
ein perspektivlos gewordenes Elitenprojekt klingt nun wie ein „Notruf aus Potsdam“.

Anfang Februar 2022 veröffentlichte der Bundesrechnungshof seinen ersten Prüfbericht 
bezüglich der öffentlichen Förderung der Stiftung Garnisonkirche durch die Bundesbeauf-
tragte für Kultur und Medien (BKM). Dabei lag die öffentliche Aufmerksamkeit auf der formell 
fragwürdigen Investitionsförderung und dem steten Mangel an Spendeneinnahmen. Die 
akute Finanzierungslücke beim Turmbau ist aber nur die Spitze des Eisbergs. Ein zentrales 
Kernproblem des Projekts ist der dauerhaft defizitäre Betrieb. Beide Probleme stehen im 
Zusammenhang mit dem Eigenverbrauch der Stiftung, die sich aufgrund fehlenden Eigen-
kapitals nicht selbst tragen kann. In dieser Hinsicht ist nicht nur der Umgang mit öffentlichen 
Fördermitteln, sondern auch der Umgang mit den Spenden fragwürdig.

Ein Jahr nach der Veröffentlichung unseres Recherchepapiers „Förderprobleme beim Wie-
deraufbau des Turms der Potsdamer Garnisonkirche“ haben wir als Rechercheteam Lernort 
Garnisonkirche die Spendenlüge der Stiftung Garnisonkirche sowie deren defizitären Betrieb 
in den Fokus genommen. Anhand der verfügbaren öffentlich zugänglichen Informationen 
wurden die verschiedenen Angaben der Stiftung zu ihren Spendeneinnahmen ausgewertet. 
Des Weiteren wurde auf Basis der vorhandenen Kalkulationen zum zukünftigen Turmbetrieb 
von 2005 und 2016 eine eigene Modellrechnung erstellt, unter Berücksichtigung der unver-
meidlichen Kosten der geplanten Nutzung.

Der vorgelegte Bericht zeigt auf, wie von der Stiftungsgründung bis heute durch Eigenver-
brauch der Spenden (Gehaltszahlungen für bis zu zehn Personen) und fingierte Kalkulatio-
nen das strukturelle Finanzproblem der Stiftung strategisch vertuscht wurde. 

Welche Kosten fallen an?
Die Kosten für den Turmbetrieb setzen sich aus „technischen Kosten“ (Gebäude- und Techni-
kerhalt), aus Personalkosten für die Ausstellung, die Kirchenarbeit, den Turmbetrieb (Eintritt, 
Souvenirverkauf), für Reinigungs- und andere Arbeiten sowie Sachkosten zusammen. Und 
natürlich aus Personal-, Werbe- und Sachkosten für die Stiftung selbst, da sie ja Turmbetrei-
berin ist und sein will.
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2005 hat die Evangelische Landeskirche (EKBO) und 2016 die Stiftung Garnisonkirche eine 
Kosten-Nutzen-Analyse vorgelegt. Schätzung statt Analyse würde es besser treffen. Beide 
kommen zum Ergebnis: Plus-Minus-Null. Leider haben jedoch beide Schätzerinnen zahlrei-
che Kosten vergessen. 

Bei den Einnahmen hingegen waren sie sehr optimistisch. Einnahmen könnten weite-
re Spenden und Zuschüsse vom Förderverein für den Wiederaufbau sein. Beides wird 
eher zurückgehen, da der Verzicht auf den Bau des Kirchenschiffes für die konservativen 
Spender- und Förder*innen eher eine Kampfansage als ein Unterstützungsgrund für die 
Stadtbildfetischist*innen darstellt. Weitere, sehr geringe Einnahmen ergeben sich aus dem 
Zinsertrag des Stiftungsgrundvermögens. Allerdings ergeben sich daraus kaum 30.000 Euro 
pro Jahr. Die eigentlichen Einnahmen sind die Eintrittsgelder für die Aussichtsplattform und 
die Ausstellung. 

In unseren Berechnungen für 2022 und 2024 haben wir die Annahmen zu den Einkünften – 
trotz aller Zweifel – in gleicher Höhe aus dem Budget von 2016 übernommen. Ob tatsächlich 
80.000 zahlende Besucher*innen je Jahr dauerhaft erzielt werden können, ist unklar. Soweit 
bekannt gibt es zur Überprüfung, anders als bei anderen Fördermaßnahmen des Bundes, 
dazu keine touristische Potenzialuntersuchung.1 Den Nettoerlös für den Verkauf von Mer-
chandisingprodukten schätzen Expert*innen mit 1,02 bis 1,13 Euro je Besucher*in um ein 
Viertel niedriger ein als es die Stiftung und die EKBO tun. 2

Das Gebäude ist für einen touristischen Massenbetrieb nur bedingt geeignet. Bustourist*-
innen etwa können nur eingeschränkt gewonnen werden, denn die 60 Meter hohe Aus-
sichtsplattform ist nur mit einem Aufzug mit einer Kapazität von 6 Personen oder einem 
Treppenaufstieg erreichbar. Der Aufzug kann nur 45 Besucher*innen je Stunde auf die Aus-
sichtsplattform befördern.3 Die eher kleine Toilettenanlage ist für die Turmbesucher*innen 
nur mit Durchquerung der Kapelle und dem Wechsel eines Stockwerks erreichbar. Die Ver-
pachtung des Cafés ist wegen dessen begrenzter Größe fraglich, auch die übrigen erwarte-
ten Mieteinnahmen für Veranstaltungsbetrieb und Trauungen erscheinen sehr optimistisch.

Zu den Ausgaben
Beim Gebäudebetrieb wurde für die Instandhaltung die Angabe des Bundesrechnungshofs 
übernommen. Die Gebäudebetriebskosten wurden gegenüber dem – zwischenzeitlich ge-
senkten Ansatz – von 2005 wegen Inflation, Einführung des Mindestlohns und gestiegenen 
Energiepreisen um 20.000 Euro (25 Prozent) erhöht, was angesichts der Größe des Gebäu-
des nach wie vor als knapp erscheint. 
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© Rechercheteam Lernort Garnionkirche
www.lernort-garnisonkirche.de

Personalkosten Gemeindearbeit Lernortkosten Gebäudebetrieb Turm Kredittilgung Einnahmen Defizit

Angaben EKBO/Stiftung Garnisonkirche Modellrechnung Rechercheteam Lernort 02/2022

Au
sg

ab
en

/K
os

te
n

Ei
nn

ah
m

en
/D

ef
izi

t

     Z.B. erstellte für das Bauhaus Museum Dessau die dwif-Consulting GmbH im Jahr 2013 eine 
     solche Untersuchung.
      Auskunft von Februar 2022 durch die Firma Muse-Store (betreibt mehrere Museumsshops, 
      u.a. im Barberini und im Bauhaus Museum Dessau)     
      Auskunft der Firma Schindler Aufzüge & Fahrtreppen GmbH – Berlin, E-Mail vom 21.02.2022
      Grafiken auf Seite 9: Rechercheteam Lernort

1

2

3

►

      
● Die ausführliche Tabelle des Betriebskostenvergleichs finden Sie auf der 
   Webseite von Stadt für alle: www.bit.ly/38OsDhe

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
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Ein Haus- und Kirchenwart in Teilzeit wurde gemäß Budget von 2005 wieder aufgenommen, 
dafür Kosten für Dienstleistungen Dritter gegenüber 2016 um 13.000 Euro gesenkt. Für die 
Betreuung der Besucher*innen wurden jeweils zwei Personen im Zweischichtprinzip vorge-
sehen. Denn um an Sommertagen die geplanten 1000 Besucher*innen zur Aussichtsplatt-
form zu bringen, sind mindestens 10 Stunden Turmbetrieb notwendig. Für Honorarkräfte 
wurden die Ansätze von 2005 und 2016 gemittelt. 

Für den Lern-/Ausstellungsort wurden analog zum Budget von 2005 die 2016 gekürzten Po-
sitionen für Sachkosten und wissenschaftliche Mitarbeiter*in für Bildungsarbeit wieder aufge-
nommen. Für den Anspruch eines „Lernorts Deutscher Geschichte“ an diesem Ort sind auch 
diese Ansätze für den laufenden Betrieb völlig unzureichend. Die zur Verfügung stehende 
Ausstellungsfläche von nur 300 m² in einem Zwischengeschoss ist ungeeignet (siehe hierzu 
auch das Gutachten der Martin-Niemöller-Stiftung von 2017).

Für die Gemeindearbeit wird abweichend von den bisherigen Budgets angenommen, dass 
der gegenwärtige Küster in Teilzeit auch in Zukunft beschäftigt wird und Sachkosten von 
10.000 Euro benötigt werden. Angesichts des geringen Zulaufs bei den regulären Gottes-
diensten der Nagelkreuzkapelle und der prekären Finanzlage wäre zu hinterfragen, ob die 
Profilgemeinde überhaupt dauerhaft erhalten werden soll. Finanziell trägt sich diese nicht. 
Die evangelische Kirche hat ihren Zuschuss für die Pfarrstelle bereits aufgekündigt. Um den 
Status einer kirchlichen Stiftung aufrechterhalten zu können, muss der Gemeindebetrieb 
allerdings allein schon aus rechtlichen Gründen weitergeführt werden, solange nicht die 
Rechtsform der Trägerschaft geändert wird.

Für den Stiftungsbetrieb als organisatorischer Rahmen wird die bislang nicht vorgesehene 
Weiterbeschäftigung des Verwaltungsvorstands, der Referent*innen für Finanzen und Pres-
searbeit und des Sekretariats für erforderlich gehalten. 2005 machte dies alles laut EKBO-
Plan eine Person. Auf eine Weiterbeschäftigung der gegenwärtigen wissenschaftlichen 
Mitarbeiterin für Marketing wird auch in der Modellrechnung verzichtet. Bezüglich Sachmittel 
für Öffentlichkeitsarbeit und Besucher*innenbetreuung wird der – zwischenzeitlich gesenkte 
– Betrag von 2005 angenommen, auch wenn dieser zum Erzielen der angestrebten Besuchs-
zahlen als recht knapp erscheint. 

Fazit und Schlussfolgerungen
Die Grafik zeigt die vier Abschätzungen der Kosten und Erlöse im Vergleich. Gleichzeitig 
ist das Defizit für 2022 als Beispiel für ein aktuelles „Baujahr“ und 2024 als Beispiel für ein 
fiktives Betriebsjahr des fertiggestellten Turmes dargestellt. Es wird ersichtlich, dass die 
Stiftung seit geraumer Zeit pro Jahr mindestens eine halbe Million Euro für sich verbraucht 
oder anderweitig verbrennt. Damit wird kontinuierlich das Spendenaufkommen aufgebraucht, 
ohne dass es dem Turmbau zur Verfügung steht. 

Sollte durch eine göttliche Fügung oder den Druck des Bundespräsidenten, der die Paten-
schaft über das Projekt hat, doch noch der Turm fertig werden, fallen zusätzliche Kosten an. 
Die Konzeption und Umsetzung der Ausstellung ist für 2024 noch nicht eingerechnet. Trotz-
dem steigt mit dem Turmbetrieb das Defizit auf fast eine Million Euro an. Jährlich! 

Nach wenigen Jahren wäre die Stiftung insolvent, wenn sie dies nicht schon längst ist. 
Selten bestand eine solche Kluft zwischen moralischem Anspruch („preußische Tugenden“, 
„christliche Werte“) und realem Handeln der Promis. Einflussreiche Namen hatte das Projekt 
genügend: Bischof Huber, Ministerpräsident Stolpe †, Ministerpräsident Platzeck, Innenmi-
nister Schönbohm †, Bundespräsident v. Weizsäcker †, Bundespräsident Steinmeier u. a.; 
dazu die kleinen Lichter wie Leinemann, Eschenburg, unsere beiden Oberbürgermeister, 
Dombert, die hiesigen Tageszeitungen. Die Jauchs und Joops dieser Stadt sollten wir bei 
der Aufzählung nicht vergessen. Ohne all die Arroganz und die Vorspiegelung falscher Tat-
sachen, das gezielte Unterdrücken von Informationen und einer permanenten Schönfärberei 
und Hochstapelei wäre es nicht zu dem Bau gekommen. Es ist die moderne Variante von 
„des Kaisers neue Kleider“. Und nun sind sie nackt, entblößt und bloßgestellt. 

Es ist dringend notwendig:

● die Finanzen von Fördergesellschaft und Stiftung offenzulegen. Ebenso die  
   Offenlegung aller Spendeneinnahmen und deren Verwendung.
● die öffentliche Förderung zu beenden, die nur auf rechtswidrigem und frag- 
   würdigem Wege zustande gekommen ist. 
● die Verstrickungen der Beteiligten in den Verwaltungen offenzulegen (von der  
   Stadtverwaltung über die Landesministerien bis hin zur BKM).
● die evangelische Kirche (besonders die EKBO) in die Verantwortung für das  
   Projekt zu nehmen. Der Staat hat lediglich ein kirchliches Projekt und eine  
   kirchliche Stiftung bezuschusst und trägt für dessen Gelingen oder Scheitern  
   letztendlich nicht die Verantwortung.

Doch auch für die Stadt ist zu prüfen, ob sie als eine der Stifterinnen in die Verantwortung 
genommen werden kann, wenn die Zahlungsunfähigkeit oder Insolvenz droht. Wird dann das 
Grundstück gepfändet, welches als Stiftungsvermögen eingebracht wurde? Sind Zahlungs-
ausfälle zu begleichen oder droht mit dem Turmbetrieb ein weiteres Millionengrab für die 
Stadt?

Bevor nicht klar ist, was mit dem Turm wird, sollte die Debatte um das „Haus der Demokratie“ 
ausgesetzt werden. Ohnehin besteht weiterhin der Verdacht, dass Schubert mit städtischen 
Mitteln der Stiftung Garnisonkirche das Schiff bauen wollte oder sollte. Es soll nicht Schiff 
heißen, nicht so aussehen wie das Kirchenschiff, aber deren architektonische Funktion erfül-
len. Gleichzeitig ist es das Einfallstor für den Abriss des Rechenzentrums. Wer dies nach all 
dem Debakel wirklich noch will, kann nur politischen Schiffbruch erleiden.
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Garnisonkirche
Buchtipp: „Das Widerstandsprojekt 
Garnisonkirche — Eine Chronik“
VO N D R .  JÖ RG K WA PI S

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Der Verein zur Förderung antimilitaristischer Traditionen in der Stadt Potsdam e.V. hat die 
Broschüre „Das Widerstandsprojekt Garnisonkirche – Eine Chronik der Hof- und Militär-
kirche, des Widerstandes gegen den Wiederaufbau der Kirche und der jüngeren Stadtent-
wicklung“ herausgebracht. Der Autor ist Carsten Linke, ein in der Potsdamer Lokalpolitik 
seit über 30 Jahren aktiver Bürgerrechtler. Die Wählergruppe hat das Buchprojekt finanziell 
unterstützt, denn es knüpft nicht nur optisch an die Wählergruppen-Publikation „Das Wie-
deraufbauprojekt Garnisonkirche – Kurs und Diskurs / Chronik einer Potsdamer Kontroverse 
1990 – 2013“ von 2014 an. 

Die neue, mehr als 100-seitige A4-Broschüre beinhaltet im Kern zwei Chroniken. Einmal die 
Geschichte der Garnisonkirche und ihre Einordnung in den militärischen Kontext der Jahr-
hunderte und als zweites eine Chronik des Widerstandes zum Aufbau der Garnisonkirche. 
Die erste Zeittafel geht von 1644 bis 1974 und umfasst ca. 340 Eintragungen. Einen Großteil 
macht die Zeit vom 1900 bis 1945 aus. Die zweite Zeittafel beginnt überlappend am 12.11.1955 
und endet mit dem Erscheinen des Berichtes des Bundesrechnungshofes am 03.02.2022. 
Dieser Tag markiert den Wendepunkt im Wiederaufbauprojekt. Alle Kritik am Vorhaben war 
berechtigt. Inhaltlich wie finanziell ist das Promi-Projekt Wiederaufbau der Kirche gescheitert. 

Die zweite Zeittafel mit ihren über 640 terminlichen Eintragungen zeigt die lange Geschichte 
des Widerstandes auf. Sie nimmt auch den städtebaulichen Kontext der letzten Jahrzehnte 
mit auf. Also die Debatte um die Stadtmitte, die Fachhochschule, das Staudenhof-Areal so-
wie das Kunst- und Kreativhaus Rechenzentrum. Die Aktivitäten zahlreicher Gruppen werden 
deutlich (z. B. Kampagne gegen Wehrpflicht, Bürgerinitiative für ein Potsdam ohne Garnison-
kirche, Potsdamer Mitte neu denken, FÜR e.V., Kulturlobby, Netzwerk Stadt für alle, Lernort 
Garnisonkirche, Christen brauchen keine Garnisonkirche, Profilgemeinde Die Nächsten, 
Martin-Niemöller-Stiftung).

Der Streit um den Wiederaufbau ist mehr als ein geschichtlicher Diskurs um Stadtgeschichte, 
Preußengeschichte und Militarismus. Er ist mehr als eine rein städtebauliche Auseinander-
setzung. Der Streit ist ein Beleg für die Verwerfungen der Wiedervereinigung, für Über-
heblichkeit einerseits und für Identitätsverlust andererseits. Die Auseinandersetzung und 
der Widerstand gegen das Bauvorhaben haben der Demokratie und der Kultur in der Stadt 
gutgetan. Das geschichtsrevisionistische Wiederaufbauprojekt bricht aktuell in sich zusam-
men. Dies wurde durch bürgerschaftliches Engagement erreicht. Die Genese dessen macht 
die Broschüre deutlich.

Die Broschüre „Das Widerstandsprojekt Garnisonkirche – Eine Chronik“ von Carsten Linke 
kann für 9,00 Euro unter der Mailadresse  cali-production@posteo.de  bestellt werden.
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In den letzten Monaten stand die Garnisonkirche bei den Stadtverordneten regelmä-
ßig auf der Tagesordnung. Anlass war im Dezember zunächst der neue Vorschlag 
des Oberbürgermeisters für ein „Forum an der Plantage“ mit Rechenzentrum, Gar-
nisonkirchturm und einem „Haus der Demokratie“. Am 26. Januar beschlossen die 
Stadtverordneten mit knapper Mehrheit, 500.000 Euro für eine Machbarkeitsstudie zu 
diesem Vorschlag auszugeben. Eine Woche später erklärte der Bundesrechnungshof 
die millionenschwere Förderung des Wiederaufbaus durch den Bund für rechtswidrig 
und forderte eine Aufklärung der widersprüchlichen Stiftungsfinanzen. Damit wurde 
die jahrelange Kritik der Gegner*innen offiziell bestätigt und die Stiftung Garnisonkir-
che in eine schwere Krise gestürzt.

Die Bürger*inneninitiative Potsdam Ohne Garnisonkirche (BI) beantragte zu beiden The-
men Rederecht im Hauptausschuss. Die beiden Redebeiträge dokumentieren wir hier.

Der erste Redebeitrag stammt vom 19. Januar, als der Hauptausschuss die Beschlussvorlage 
zum „Forum an der Plantage“ diskutierte, die am 26. Januar in abgeänderter Form von der 
SVV beschlossen wurde. Die BI als Akteurin, die zwei Jahre zuvor an der Anhörung zu Be-
ginn des Vier-Phasen-Prozesses teilnahm, beantragte Rederecht, um sich zu dem Vorschlag 
zu äußern.

Der zweite Redebeitrag erfolgte in der Hauptausschusssitzung am 23. Februar, nach der 
Veröffentlichung des Bundesrechnungshofberichts. Kuratoriumsvorsitzender Wolfgang 
Huber und Verwaltungsvorstand Peter Leinemann, die schon länger von dem Bericht ge-
wusst hatten, waren als Vertreter der Stiftung Garnisonkirche eingeladen, um den Stadt-
verordneten Rede und Antwort zu stehen.

Sehr geehrte Stadtverordnete, sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, sehr geehrte Gäste,

vielen Dank für die Möglichkeit, hier zu sprechen. In meinem Redebeitrag möchte ich vor 
allem auf das vorgeschlagene Erbpachtmodell eingehen. Die Bürger*inneninitiative für ein 
Potsdam ohne Garnisonkirche, für die ich heute spreche, lehnt diese Option entschieden ab. 
Denn ein solches Arrangement widerspricht dem Bürgerwillen, der sich auch in gültigen Be-
schlüssen wiederfindet, es bindet die Stadt langfristig an einen unsicheren Vertragspartner 
und verursacht potentiell unnötige Kosten.

Über 16.000 Menschen unterschrieben 2014 unser Bürgerbegehren zur Auflösung der Stif-
tung. Es war ein klares NEIN der Stadtgesellschaft zum Turmbau. Der Bürgerhaushalt spricht 
bis heute eine klare Sprache und bestätigt immer wieder diese Stimmungslage in Potsdam. 
Im November 2020, als der Vier-Phasen-Prozess bereits angelaufen war, beschlossen die 
Stadtverordneten erneut die top-platzierte Forderung, kein städtisches Geld für die Garni-
sonkirche auszugeben. Nicht nur das: Der Oberbürgermeister hat durch diesen Beschluss 
sogar weiterhin den Auftrag, sich für die Auflösung der Stiftung einzusetzen.

Das erfolgreiche Bürgerbegehren wurde, wie wir hier alle wissen, übergangen. Gegen alle 
Widerstände wurden einfach Fakten geschaffen. Der inzwischen fast 60 Meter hohe Koloss 
ist für tausende Potsdamer*innen eine tagtägliche Erschütterung ihres Vertrauens in die 
Demokratie.

Dass die Missachtung des Bürgerbegehrens ein Fehler war, hat Herr Schubert richtig er-
kannt. Dieses Zugeständnis begrüßen wir. Die Erkenntnis ist jedoch wertlos, wenn nicht die 
entsprechenden Lehren daraus gezogen werden. Der Wille der Bürger*innen, kein städti-
sches Geld für die Garnisonkirche auszugeben, darf nicht abermals mit einem formalen Trick 
ausgehebelt werden. Jede Zahlung an die Stiftung stellt automatisch eine Querfinanzierung 
des Turmbaus dar. Eine Klausel, dass der Erbpachtzins nicht für den Wiederaufbau verwen-
det werden darf, ist nichts als Augenwischerei – schon allein, weil die Stadt keinerlei Kontrol-
le über die Mittelverwendung der Stiftung hat.

Mit einer solchen Vereinbarung würden sich viele Potsdamer*innen nur wieder ausgetrickst 
fühlen. In ausgerechnet diese Wunde Salz zu streuen leistet sicherlich keinen Beitrag zur 
Glaubwürdigkeit und Akzeptanz dieses Prozesses.

Garnisonkirche
Im Wortlaut: Zwei Redebeiträge für 
ein Potsdam ohne Garnisonkirche
VO N SA R A K R I EG
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1  Redebeitrag vom 19.Januar 2022 
zur Beschlussvorlage „Forum an der 
Plantage“

BÜRGERINITIATIVE 
FÜR EIN POTSDAM OHNE GARNISONKIRCHE 
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Überhaupt wäre ein Erbpachtvertrag finanzpolitisch mindestens unklug, wenn nicht gar fahr-
lässig, solange eine kostengünstigere Variante sich andeutet. Wie wollen Sie der steuerzah-
lenden Bevölkerung vermitteln, dass sie für dieses Grundstück bezahlen soll, das einst ein 
Geschenk der Stadt war, ohne dass die Möglichkeit einer kostenlosen Rückgabe ernsthaft 
geprüft wurde?

Dazu kommt, dass die Stiftung zum jetzigen Zeitpunkt ein ziemlich unberechenbarer Ver-
tragspartner ist. Ihre finanzielle Lage bleibt für die Öffentlichkeit undurchsichtig, scheint 
jedoch eher düster zu sein. Der OB könnte sich für eine Offenlegung der Stiftungsfinanzen 
einsetzen, wie sie die BI immer wieder fordert. Dass er es nicht tut, erweckt wenig Vertrauen. 
Ist er befangen durch seine Doppelrolle? Solche und weitere Fragen können die Stadtverord-
neten und die Potsdamer*innen zu Recht stellen. 

Was ist, wenn es bei der Änderung der Stiftungssatzung zu Problemen kommt? Welche 
Fallstricke entstehen durch eine Erbpacht, zum Beispiel nach deren Ablauf, beim potentiellen 
Rückfall des Grundstücks 2030 an die Pächterin oder im Falle einer Auflösung der Stiftung? 
Was passiert, wenn der Turmbau nicht mehr finanzierbar ist? Was ist, wenn früher oder 
später problematische Spender*innen bekannt werden, wie beim Berliner Stadtschloss? Der 
Imageschaden für die Landeshauptstadt könnte im Falle eines Falles groß sein.

Mit einer Festlegung auf eine langfristige vertragliche Bindung mit der Stiftung Garnisonkir-
che kauft die Stadt die Katze im Sack.
 
Ich fasse zusammen: Angesichts der vielen Unwägbarkeiten bezüglich der Stiftung Garni-
sonkirche, angesichts der zu prüfenden Ansprüche der Stadt auf das Grundstück und allem 
voran angesichts der klaren Beschlusslage, kein städtisches Geld für den Wiederaufbau der 
Garnisonkirche zu verwenden, sollte die Stadtverordnetenversammlung keinen Beschluss 
fassen, der einen Erbpachtvertrag mit der Stiftung Garnisonkirche vorsieht oder empfiehlt. 
Die Entscheidung sollte vertagt werden, bis alle Szenarien durchdacht sowie die Grund-
stücksfragen abschließend geklärt sind und die Stiftung ihre Finanzen offenlegt. Das wäre 
nicht nur politisch klug, sondern es wäre auch im Einklang mit den geltenden Beschlüssen 
und dem Bürgerwillen.

Vielen Dank.

Nachtrag der Redaktion: Das Schubert-Modell der Pachtzahlung ist später von den Stadtver-
ordneten abgelehnt worden.

Sehr geehrte Stadtverordnete, sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, liebe Gäste,

vielen Dank für die Gewährung des Rederechts.

Mein letzter Redebeitrag in diesem Ausschuss ist nur wenige Wochen her. Ich kritisierte 
damals die Idee eines Erbpachtvertrags der Stadt Potsdam mit der Stiftung Garnisonkirche. 
Ich appellierte an Sie, das Vertrauen der Potsdamer*innen in die Demokratie nicht weiter 
zu erschüttern. Ich forderte Sie auf, den Bürgerwillen zu respektieren. Ich warnte Sie vor 
der Stiftung als unzuverlässige Partnerin, vor allem im Hinblick auf ihre undurchsichtige, 
aber offensichtlich düstere Finanzsituation. Ich warnte Sie vor einem Imageschaden für die 
Landeshauptstadt.

Heute, einen SVV-Beschluss und einen Bundesrechnungshofbericht später, erhalten diese 
Worte eine neue Qualität. Die Stiftung Garnisonkirche hat sich nicht nur als unzuverlässig 
erwiesen, sondern mehr noch als scheinheilig und skrupellos. Sowohl durch den Prüfbericht 
als auch durch die neuen Recherchen des Lernorts Garnisonkirche ist klar geworden, dass 
die Stiftung nur durch formale Tricks und politische Freundschaftsdienste so weit gekommen 
ist. Herr Huber gab inzwischen öffentlich zu, dass eine Spendenfinanzierung des Projekts 
von Anfang an unrealistisch war und dass „klar“ sei, dass der laufende Betrieb aus Pro-
jektmitteln finanziert werden müsse, so als müssten das alle längst wissen. Angesichts der 
Hartnäckigkeit, mit der die Stiftung auf ihrem Spendenmythos beharrt und den zukünftigen 
Turmbetrieb schöngerechnet hat, um damit Drittmittel einzuwerben, um den offensichtlichen 
Spendenmangel wiederum auszugleichen, ist dieses späte Eingeständnis blanker Hohn.

Die Bankrotterklärung von Wolfgang Huber wirft auch die Frage auf, was sich die Verant-
wortlichen dabei gedacht haben, so ein riskantes Vorhaben auf Kosten der Allgemeinheit 
durchzuführen. Das ist schon mal eine Frage, die Sie, liebe Stadtverordnete, heute stellen 
können. Herr Huber wird sicherlich jegliche betrügerische Absicht abstreiten und Ihnen wie 
immer das Blaue vom Himmel erzählen. In diesem Fall rege ich an, dass Sie sich bewusst 
machen, was übrig bleibt, wenn man eine betrügerische Absicht (für die es genug Anhalts-
punkte gibt) ausschließt, nämlich grenzenlose Hybris, rücksichtslose Selbstgefälligkeit und 
erschreckende Inkompetenz. Suchen Sie sich selbst aus, welche Erklärung Sie bevorzugen 
für diesen Scherbenhaufen, den die hier anwesenden Herren mitten in unsere Stadt gesetzt 
haben. Das Resultat bleibt gleich: Ein großer Vertrauensverlust für die Demokratie und ein 
schwerer Imageschaden für die Landeshauptstadt Potsdam.

2  Redebeitrag vom 23.Februar 2022 
zur Anhörung der Stiftung Garnison-
kirche
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Zur Wahrheit gehört auch, dass in dieser Stadt nie die richtigen Fragen gestellt, nie die 
richtigen Debatten geführt wurden. Demokratische Kontrollmechanismen haben versagt 
und wurden systematisch ausgehebelt. Kritik wurde nicht ernst genommen. Doch die Karten 
wurden neu gemischt. Begreifen Sie es als Chance, dem Bürgerwillen endlich Rechnung zu 
tragen. Dass die Menschen das Projekt Garnisonkirche nicht mittragen, ist heute deutlicher 
denn je – denn sonst hätten wir nicht die gegenwärtigen Probleme. Lassen Sie sich nicht 
weiter von der Stiftung an der Nase herumführen. Ziehen Sie die Stiftung zur Rechenschaft. 
Fragen Sie z.B. Herrn Leinemann, warum er 2014 den Hauptausschuss angelogen hat, 
als er falsche Angaben zu den Spendeneinnahmen der Stiftung machte. Fragen Sie Herrn 
Huber, wie seine kirchliche Stiftungsaufsicht eine Stiftung ohne nennenswertes Eigenkapi-
tal oder gesicherte Einnahmen zum Erreichen ihres Stiftungszwecks genehmigen konnte.1 
Fordern Sie die Stiftung auf, die Öffentlichkeit über ihre Finanzen aufzuklären – Das ist sie 
sowohl den Steuerzahler*innen als auch den Spender*innen schuldig.

Die städtischen Belange des Projekts sollten außerdem durch eine unabhängige Expert*-
innenkommission untersucht werden, analog zur Untersuchung des Corona-Ausbruchs im 
Klinikum Ernst von Bergmann. Die Missstände, die zu diesem größenwahnsinnigen Millio-
nengrab in unserer Stadtmitte geführt haben, müssen lückenlos aufgeklärt werden, damit so 
etwas nicht wieder passiert. Das wäre zumindest ein Anfang, um das Ansehen dieser Stadt 
zu reparieren und das Vertrauen in demokratische Prozesse wieder zu stärken.

                                                                                        Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

International
Stadtverordnetenversammlung will 
keine Deserteure aufnehmen
VO N LUT Z BO E D E
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Eine der Wurzeln der aNDEREN liegt in der Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangs-
dienste und Militär. Viele unserer Mitstreiter*innen haben in den 90er Jahren Wehr-
pflichtige beraten oder Deserteure aus Serbien, Kroatien, Angola, Russland, der 
Türkei oder der Ukraine betreut, die in Deutschland Schutz vor dem Militärdienst und 
der Bestrafung ihrer Kriegsdienstverweigerung suchten. Wir wissen, wie schwer 
die Belastung für Menschen sein kann, die gegen ihr Gewissen zum Kriegsdienst 
gezwungen werden und wir kennen die Erzählungen dieser Menschen über erniedri-
gende Behandlung und rechtsextreme Strukturen in vielen dieser Armeen. Deshalb 
gehört der Einsatz für Deserteure und für das Recht auf Kriegsdienstverweigerung 
zum Selbstverständnis der Wählergruppe DIE aNDERE. 

Nach dem Überfall der russischen Armee auf die Ukraine wollten wir in der Stadtverordne-
tenversammlung ein Zeichen setzen und den Oberbürgermeister beauftragen, gegenüber 
den deutschen Auslandsvertretungen die Bereitschaft zur Aufnahme von Menschen zu 
erklären, die sich der Teilnahme am Krieg in der Ukraine entziehen wollen. Gleichzeitig sollte 
die Stadt Potsdam eine Kostenübernahmeerklärung für den Aufenthalt dieser Menschen 
abgeben. Damit kann die Kommune sicher nicht den Umgang mit den Deserteuren grund-
sätzlich ändern. Aber sie kann ein wichtiges Zeichen setzen und vielleicht einigen Menschen 
eine legale Einreise nach Deutschland und Aufnahme in Potsdam ermöglichen.

Unseren Antragstext stellten wir Wochen vorher allen demokratischen Fraktionen zur Verfü-
gung und boten ihnen an, den Antrag gemeinsam einzubringen und über Bedenken miteinan-
der ins Gespräch zu kommen. DIE LINKE und Die Partei wurden so zu Miteinreichenden des 
Antrages. Interesse an unserem Gesprächsangebot hatte keine der anderen Fraktionen. 

In der Stadtverordnetenversammlung am 04.05.2022 brachte dann Antonia Heigl unseren 
Antrag ein. Die Sozial-Beigeordnete Brigitte Meier (SPD) reagierte mit einem Statement, in 
dem sie behauptete, dass ukrainische Staatsangehörige problemlos ins Bundesgebiet einrei-
sen können und dass russische Deserteure in Deutschland einen Asylantrag stellen können. 
Gleich danach meldete sich der SPD-Fraktionsvorsitzende Wegewitz zur Geschäftsordnung 
und beantragte, den Antrag wegen Nichtzuständigkeit der SVV abzuweisen. Obwohl die 
SVV natürlich berechtigt und dafür zuständig ist, die beantragten Schritte zu unternehmen, 
entledigte sich die Mehrheit auf bequeme Weise einer unangenehmen Diskussion über 
Menschenrechte. Insbesondere SPD und Grüne wollten wohl eine namentliche Abstimmung 
vermeiden, in der die Stadtverordneten sich klar hätten positionieren müssen.

     Kirchliche Stiftungen müssen nicht nur von den zuständigen Landesministerien genehmigt werden,  
     sondern auch von der Landeskirche (vgl. Brandenburgisches Stiftungsgesetz, §5 Abs. 2).     
     Foto: Sara Krieg
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▲
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Am 7. Juli 2011 stellte der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte fest, dass es ein 
allgemeingültiges Menschenrecht auf Kriegsdienstverweigerung gibt. In Russland, Belarus 
und auch in der Ukraine wird dieses Menschenrecht aber nicht hinreichend umgesetzt: In 
Belarus ist eine Kriegsdienstverweigerung nur aus religiös-pazifistischen Gründen möglich. 
In der Ukraine gibt es die Möglichkeit eines zivilen Ersatzdienstes nur für die Angehörigen 
zehn religiöser Gruppen – nicht einmal die orthodoxen Christen und die Katholiken zählen 
zu ihnen. In Russland kann ein alternativer Ersatzdienst nur bis zu sechs Monaten vor der 
Einberufungskampagne beantragt werden, in der der Antragsteller voraussichtlich eingezo-
gen wird. Soldaten und Reservisten haben in allen drei Staaten kein Recht auf Kriegsdienst-
verweigerung. Andersdenkende, Homosexuelle und Transmenschen sind in den Armeen oft 
Gewalt und erniedrigender Behandlung ausgesetzt.

Ein breites zivilgesellschaftliches Bündnis forderte vor einigen Wochen den Bundestag und 
die Bundesregierung auf, sowohl russischen und belarussischen als auch ukrainischen 
Kriegsdienstverweigerern und Deserteuren Schutz und Asyl zu gewähren. Unter ihnen befin-
den sich so renomierte Organisationen wie Amnesty International, Republikanischer Anwäl-
tinnen- und Anwälteverein, Komitee für Grundrechte und Demokratie, Pro Asyl, Internationale 
Ärzt*innen für die Verhütung des Atomkrieges/Ärzt*innen in sozialer Verantwortung (IPPNW), 
Bundesfachverband unbegleitete minderjährige Flüchtlinge (BumF) und Bundesvereinigung 
Opfer der NS-Militärjustiz.

Sie wiesen explizit darauf hin, dass russische Soldaten, die sich dem Einsatz im völker-
rechtswidrigen Angriffskrieg gegen die Ukraine entziehen konnten, in einem Asylverfahren 
sehr schlechte Karten haben. Deutsche Gerichte verlangen oft den Nachweis, dass der 
Antragsteller sich mit der Desertion einer Beteiligung an Kriegsverbrechen oder völkerrechts-
widrigen Handlungen entziehen wollte. Bedenkt man, dass viele russische Wehrpflichtige 
zu einer Übung nach Belarus einberufen wurden und sich nun unerwartet im Kriegseinsatz 
in der Ukraine wiederfanden, erscheinen solche Beweisforderungen lebensfremd. Noch 
schlechter sind die Chancen für ukrainische Männer, die sich der Einberufung entziehen. Sie 
können sich in einem Asylverfahren nicht darauf berufen, dass sie sich einem völkerrechts-
widrigen Angriffskrieg entziehen wollen. 

Der Verweis der SPD-Beigeordneten auf das Asylverfahren ist also substanzlos. Das deut-
sche Asylverfahren bietet Deserteuren und Kriegsdienstverweigern keinen hinreichenden 
Schutz. 

Für russische Soldaten gilt nicht einmal die Richtlinie der EU zum Massenzustrom von 
Flüchtlingen, die eine vorläufige Aufnahme der ukrainischen Staatsbürger*innen ermöglicht. 
Damit droht Deserteuren aus Russland nach dem Dublin-Verfahren die Rückabschiebung 
aus Deutschland in andere EU-Staaten. Mit dem Visa einer deutschen Botschaft wäre aller-
dings die BRD für das Asylverfahren zuständig.

Ohne ein solches Visa ist auch die Einreise ins Bundesgebiet kaum möglich. Denn die am 
Krieg beteiligten Staaten erwarten, dass ihre männlichen Staatsbürger sich für den Einsatz 
an der Front bereithalten und das Land nicht verlassen.
Das sind die harten Fakten. Es steht schlecht um das Menschenrecht auf Kriegsdienst-
verweigerung in Russland, Belarus und auch in der Ukraine. Aber auch in Potsdam ist die 
Erkenntnis, dass Menschenrechte immer und überall gelten müssen, weil sie individuelle 
Rechte jedes Menschen verbürgen, noch nicht in allen Fraktionen angekommen. Gerade 
diejenigen, die jahrelang weggeguckt haben, wenn Geschäftspartner*innen und politische 
Verbündete betroffen waren, bleiben ihrem Verständnis von der beschränkten Gültigkeit der 
Menschenrechte auch unter geänderten politischen Vorzeichen treu.

DIE aNDERE wird sich weiter dafür einsetzen, dass Potsdam Farbe bekennt und sich für die 
Menschenrechte und diejenigen einsetzt, denen sie verweigert werden.

W E I T E R E   I N F O S . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
      

● Connection e.V. – Internationale Arbeit für Kriegsdienstverweigerer und 
   Deserteure:  www.bit.ly/3yGRJt0

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
Traditionspflege in Potsdam: Flyermotiv zu 30 Jahre Denkmal für den unbekannten Deserteur, 
Festakt am 02. September 2020 auf dem Platz der Einheit vom Verein zur Förderung antimilitaristischer 
Traditionen in der Stadt Potsdam e.V.

30
    Jahre 
       Denkmal für den  
  unbekannten Deserteur
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Jeder Mensch sollte frei über die eigene Fortpflanzung entscheiden können und die 
Möglichkeit haben, die Familienplanung selbstbestimmt zu gestalten. Momentan ist 
die Wahl eines geeigneten Verhütungsmittels hierzulande jedoch oft eine Frage des 
Geldes anstatt der individuellen Bedürfnisse.

Spätestens nach vier wichtigen Konferenzen in den neunziger Jahren des letzten Jahrhun-
derts – der Weltkonferenz für Menschenrechte in Wien 1993, der Konferenz über Bevöl-
kerung und Entwicklung in Kairo 1994, dem Weltsozialgipfel 1995 in Kopenhagen und der 
vierten Weltfrauenkonferenz in Peking im Jahre 1995 – werden sexuelle und reproduktive 
Rechte als Menschenrechte verstanden.1 Der Zugang zu sicheren, verträglichen, erschwing-
lichen und akzeptablen Verhütungsmitteln ist Teil der sexuellen und reproduktiven Rechte 
und sollte für jede und jeden sichergestellt sein. 

In Deutschland werden die Kosten für verschreibungspflichtige Verhütungsmittel jedoch nur 
für Menschen mit Gebärmutter bis zu einem Alter von 22 Jahren von der Krankenkasse über-
nommen. Kosten für Barrieremethoden wie Kondom, Diaphragma und Portiokappe werden 
generell nicht erstattet. Über den 22. Geburtstag hinaus gibt es eine Kostenübernahme nur 
über kommunale bzw. regionale Regelungen. Es erscheint längst überfällig, dass die Kosten 
für Verhütungsmittel generell, bundesweit und ohne Bedürftigkeitsprüfung von den gesetzli-
chen Krankenkassen übernommen werden.2

Im Gesundheitsbudget von Menschen, die Leistungen nach den Sozialgesetzbüchern oder 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz beziehen, sind auch Verhütungsmittel enthalten. Ak-
tuell sind beispielsweise im ALG 2-Regelsatz circa 17 Euro im Monat für Gesundheitspflege 
vorgesehen. Nun ist das kostengünstigste Verhütungsmittel aber nicht immer das passende. 
Der Zugang zu einer frei gewählten, geeigneten und gut verträglichen Verhütungsmethode 
unabhängig von Geschlecht und Einkommen würde dem Recht auf Wahlfreiheit und Selbst-
bestimmung in der Familien- und Lebensplanung Rechnung tragen. 

Stadt und Gesundheit
Kostenübernahme von Verhütungs-
mitteln — auch in Potsdam!
VO N A NG E L A RÖ ẞLE R
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Das Modellprojekt biko erprobte in den Jahren 2016 bis 2019 eine Kostenübernahme von 
verschreibungspflichtigen Verhütungsmitteln an sieben Standorten in Deutschland für 
Menschen mit Gebärmutter, die wenig Geld haben. Laut dem biko-Abschlussbericht haben 
zwischen 3,96 Prozent und 7,77 Prozent (im Mittel circa 5,2 Prozent) der Berechtigten die 
Kostenübernahme mindestens einmal in einem Projektjahr in Anspruch genommen.3 Eine 
durchschnittliche Kostenübernahme belief sich auf 156,41 Euro.4 Die biko-Auswertung zeigte 
auf, dass für eine sichere Verhütung eine Kostenübernahme nötig ist, die alle Verhütungs-
methoden und alle Menschen einbezieht. Leider ist diesem Modellprojekt bis heute keine 
flächendeckende Übernahme von Verhütungskosten gefolgt.

Dennoch gibt es einige Städte, wie beispielsweise Berlin, Bremen, Hannover, Oldenburg und 
München, die bereits über die Bezirksämter, Bürgerhäuser oder freie Träger unterschiedlich 
ausgestaltete Kostenübernahme- oder Zuschussmodelle zumindest für Bedürftige implemen-
tiert haben. 

Ob ein ähnliches Modell in nächster Zeit auch in Potsdam kommt und wenn ja, wie es um-
gesetzt werden kann, entscheidet die SVV im Juni. Der Finanzausschuss lehnte den Antrag 
bereits ab, während der Ausschuss für Gesundheit, Soziales, Wohnen und Inklusion dafür 
war. 

 
W E I T E R F Ü H R E N D E S . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
      

● Biko Abschlussbericht kurz:  www.bit.ly/3ySqHPt 
      
● Berlin:  www.bit.ly/38wb7Op 

● Bremen:  www.bit.ly/3wvw6ZA 

● München:  www.bit.ly/3lbfZvi 

● Oldenburg:  www.bit.ly/3lb0iUO 

● Hannover:  www.bit.ly/3wqBgGj

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

     Vgl. IPPF-Charta der sexuellen und reproduktiven Rechte, S.8 ff.: www.bit.ly/3wRYUMn
      Vgl. Offenbacher Erklärung: www.bit.ly/3N60fpq     
      Vgl. biko-Abschlussbericht S. 86: www.bit.ly/3wS2ZkN
      Vgl. biko-Abschlussbericht S. 87
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Vor anderthalb Jahren noch galt Schottland als Vorreiter was die finanzielle Entlastung von 
menstruierenden Personen anbelangt. Mit seinem Beschluss im November 2020, kosten-
lose Periodenprodukte im öffentlichen Raum bereitzustellen, hat das Land den Weg zur 
Gleichstellung der Geschlechter im Gesundheitswesen ein weiteres Stück geebnet. Auch 
in anderen Ländern wurde das Thema verstärkt in Diskussionen einbezogen und als Teil 
der Geschlechtergerechtigkeit anerkannt. Deutschland bekannte sich Ende 2019 das erste 
Mal dazu, dass die Periode kein Luxus ist und schaffte die 19 Prozent Mehrwertsteuer für 
Periodenprodukte ab. Kostenlose Menstruationsprodukte scheinen aber – wenn überhaupt – 
Sache der Kommunen zu sein.

Organisationen betreiben schon lange Öffentlichkeitsarbeit
Als in Schottland das neue Gesetz durchkam, war ich vor Ort und hatte arbeitstechnisch mit 
einigen Wohlfahrtsorganisationen Kontakt. Dort habe ich gelernt, wie viel intensiver sich mit 
dem Thema Periodenarmut auseinandergesetzt wurde; regelmäßig wurden Menstruations-
produkte von Ehrenamtler*innen an Bedürftige oder Sozialhilfeempfänger*innen verteilt. Kein 
Wunder also, dass so ein Gesetzentwurf das erste Mal dort vorlag.

Auch die Idee zu unserem Antrag hier in Potsdam kam ursprünglich von einer gemeinnützi-
gen Organisation, von Tampagne. Durch das Verteilen von Tampons und Binden auf öffentli-
chen Toiletten schafft die Dresdner Initiative Aufklärung und setzt sich so für die Gleichstel-
lung von Frauen* im Gesundheitswesen ein. Schon in anderen Städten, wie zum Beispiel in 
Hamm und zuletzt in Leipzig, setzte sich die Kampagne mit der Unterstützung kommunaler 
Fraktionen in den Stadtparlamenten durch. 

Die Babelsberger Inklusionsinitiative Alle zusammen – voran 03! hat uns auf die Kampagne 
aufmerksam gemacht und gefragt, ob ein entsprechender Antrag nicht etwas für Potsdam 
wäre. Wir haben nicht lange gezögert und Kontakt aufgenommen.

Warum die Periode kein Luxus ist
Toilettenpapier wird wie selbstverständlich auf öffentlichen Toiletten bereitgestellt – anders 
würde es einem auch seltsam vorkommen. Stellt man sich vor, immer eine Rolle Toiletten-

Stadt und Gesundheit
Durchbruch mit Periodenprodukten
im öffentlichen Raum 
Oder: Warum in Potsdam bald auch kostenfrei menstruiert werden kann

VO N A NTO N I A H E I G L
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papier mit sich herumtragen zu müssen, würde einem vermutlich in den Sinn kommen, dass 
dies viel zu umständlich wäre. Dabei ist der weibliche Zyklus, und damit die Periode, mindes-
tens so natürlich wie der regelmäßige Toilettengang. Dass die Menstruation hier so anders 
behandelt wird, kann also nur mit der Diskriminierung eines Teils der Bevölkerung zu tun 
haben; das Nichtbereitstellen von Menstruationsprodukten ist eine soziale Ungerechtigkeit.

Thema Periodenarmut
Rund 100.000 Frauen* sind allein in Deutschland von ihr betroffen: Periodenarmut. Diese 
wird dem ein oder anderen neu sein, ist aber ein reales Problem. Und nein, hierbei geht es 
nicht darum, dass eine Frau* zu wenig menstruiert, sondern darum, dass Menstruations-
produkte, vor allem aus finanziellen Gründen, für die Betroffenen nicht immer zugänglich 
sind. Eine menstruierende Person macht in ihrem Leben einen Verlust von umgerechnet 
ca. 20.000 Euro gegenüber ihren Mitmenschen ohne Periode. Hier werden auch Nebenpro-
dukte wie z.B. Wärmflaschen, Schmerzmittel, neue Bekleidung, Schokolade oder auch un-
bezahlte Fehltage bei der Arbeit mitgerechnet. Allein Binden und Tampons können monatlich 
aber schon 15 Euro kosten. Für Sozialhilfeempfänger*innen mit einem Regelsatz von 
449 Euro im Monat stehen 17,14 Euro allgemein für die Gesundheitspflege zur Verfügung. 
Man kann sich alleine ausrechnen, dass das für menstruierende Personen nicht reicht.



Oft leiden auch Mädchen und junge Frauen* unter der Periodenarmut, da sie z.B. finanzi-
ell abhängig von ihren Eltern sind und sich nicht trauen, ihre Menstruation anzusprechen. 
Das kann vor allem in der Schule zu unangenehmen Situationen führen. Ohne die richtigen 
Produkte greift man im Notfall zu unhygienischen Alternativen wie Toilettenpapier oder Stoff-
resten. Diese können wiederum Infektionen verursachen. Mit offen zugänglichen Perioden-
produkten kann nicht nur in Notfällen ausgeholfen werden, auch indirekt beeinflussen sie die 
Periodenarmut. Durch die Sichtbarkeit können Tabus gebrochen werden, die Menstruation 
wird zu der Normalität, die sie eigentlich sein sollte und Mädchen sowie Frauen* müssen 
sich nicht mehr für ihren Zyklus schämen oder Tampons zwischen den Kabinen „dealen” als 
wären diese verbotene Rauschmittel.

Der Antrag
Beim Schreiben des Antrags haben wir uns an Tampagne und deren vorherige Koopera-
tionen gehalten. Uns war es natürlich wichtig, so viel wie möglich „rauszuholen“, was am 
Anfang gar nicht so einfach aussah. Da wir auch die anderen Fraktionen miteinbeziehen 
wollten, von denen manche erst nicht recht wussten, ob ihnen das Thema nicht doch zu 
gewagt sei, gab es Diskussionen über z.B. die Anzahl der Gebäude, in denen Spender 
angebracht werden sollten. Die zuerst genannten – mindestens 25 – waren einigen wohl zu 
viel. Nachdem „drei” oder auch „gar keine konkreten Zahlen” vorgeschlagen wurden – beide 
Varianten wollten wir ungern unterstützen, da wir schon absehen konnten, dass es bei „zu 
wenig” bleiben würde – sind wir doch mit den 25 durchgekommen. 

Auch die Nachhaltigkeit und Bio-Qualität der Binden und Tampons konnten wir zum Schluss 
sicherstellen, entgegen der Bedenken zur finanziellen Auswirkung. Wir konnten klar machen, 
dass uns dieser Antrag etwas wert ist – vermutlich nicht zuletzt mit dem Argument, dass 
Potsdam eine der ersten Städte Deutschlands mit einem solchen Antrag und damit Vorreiter 
im Thema Geschlechtergerechtigkeit wäre.

Durch das Mitwirken von LINKE, SPD, Grünen und der damaligen Stadtverordneten Bettina 
Franke von DIE PARTEI haben wir es geschafft, die Stadt zu verpflichten, Periodenprodukte 
beim Einkauf von Toilettenpapier, Seife und Handtüchern einzubeziehen.

Ich für meinen Teil bin sehr stolz auf unseren gelungenen Antrag und glaube, dass wir mit 
ihm einen vielleicht größeren – definitiv nötigen – Schritt gemacht haben als es sich erst ein-
mal herauslesen mag. Auch wenn es manchmal frustrierend sein kann, wenn mit Regelmä-
ßigkeit einige wichtige Anträge abgelehnt werden, am Ende zeichnet sich doch eine positive 
Veränderung ab.
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Gesellschaft und Raum
Vom Leiden, sich auf Potsdams 
Wiesen verboten zu fühlen  
VO N A NTO N I A H E I G L
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Freiräume sind in Potsdam ein sensibles Thema; welche zu finden ist durchaus nicht einfach 
und wenn man welche gefunden hat, ist der Aufenthalt meist zu teuer. Durch den immer 
weiteren Ausverkauf der Stadt, die dadurch steigenden Mieten und die Kommerzialisierung 
öffentlicher Orte entstehen Verdrängungsprozesse. Das gilt für viele Personengruppen, be-
sonders für jene mit geringem Einkommen. Aber vor allem betrifft es Jugendliche. Finanziell 
meist abhängig von den Eltern könnte man sich als junger Mensch von seinem Taschengeld 
kaum jeden Abend im Café verabreden. Konsumfreie Räume sind hier gefragt. In einem von 
Bevormundung und Umgebung festgeschriebenen Alltag – Schule, Hobbys und Zuhause – 
ist der soziale Austausch von bedeutender Wichtigkeit. Als jugendlicher Mensch befindet 
man sich zusätzlich in der vermutlich größten Selbstfindungsphase seines Lebens, möchte 
Grenzen testen, integriert sich in die Gesellschaft. Damit spielt öffentlicher Raum für die 
Entwicklung Jugendlicher sowie für deren Psyche eine entscheidende Rolle. Während der 
Corona-Pandemie hat sich die Situation um öffentlichen Raum noch weiter verschärft. Sie 
hat aber auch ein paar selbstverwaltete Jugendprojekte zutage gebracht…

Ein kleiner Einblick aus Sicht einer jungen Potsdamerin, weshalb wir Räume, und Unterstüt-
zung uns diese zu beschaffen, brauchen und warum wir uns die Frage nicht stellen sollten, 
ob wir „hier erlaubt sind“.

Was fehlt, wird erkämpft
In der Pandemie ist das Fehlen von Freiräumen besonders offensichtlich geworden, die 
Psyche junger Menschen hat wohl am meisten darunter gelitten. Diese hängt stark von 
sozialen Kontakten und Aktivitäten ab, somit also auch von öffentlichen Orten, an denen 
sozialer Austausch stattfinden kann. Einige Jugendprojekte sind aus Mangel eines solchen 
Austauschs seit 2020 aus dem Boden geschossen: Das Bunte B, das Festival Colorossa und 
Jugend spielt Jugend sind nur Beispiele. Genannte Projekte wurden alle von jungen Men-
schen für junge Menschen gestartet und erfolgreich umgesetzt. Das Bunte B musste dieses 
Jahr seinen Standort im Klosterkeller aufgeben, lange wurde nach einer Lösung gesucht 
und ausschließlich Übergangsorte haben sich aufgetan. Das Jugendprojekt hat sich aber 
nicht aufgegeben und im Gespräch mit Jugendlichen, Studierenden und Fraktionen der SVV 
weitergesucht. Nun scheint sich eine Option im Staudenhof aufgetan zu haben, wieder aber 
nur temporär, mit Blick auf den geplanten Abriss des Gebäudes.
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Das Festival Colorossa hatte das Glück, durch den Lindenpark veranstaltet werden zu 
können. Unter dem Motto „Jugend war noch nie so bunt” haben sich aktuelle und ehemalige 
Freiwillige des Lindenparks sowie Interessierte zusammengetan: Kreative aus allen Ecken 
haben sich vorgestellt – von Musiker*innen bis hin zu jungen Filmemacher*innen. Neben 
künstlerischen Acts auf der Bühne gab es eine „Art Gallery“ und Kurzfilme waren in einem 
Kinozelt zu sehen. Dass das Festival auch dieses Jahr wieder stattfinden kann, hoffen alle 
Aktiven und sind jetzt schon am Planen für den Sommer. Auch das Theaterprojekt Jugend 
spielt Jugend ist allein durch eine Gruppe Jugendlicher entstanden. Kreative Ideen, viele 
helfende Hände und die Möglichkeit, auf der Inselbühne spielen zu können haben schluss-
endlich ein Stück auf die Bühne gebracht.

Öffentlichen Raum als Lernort betrachten
An Projekten wie diesen kann man nicht nur einen Mangel an Raum und Möglichkeiten der 
Entfaltung in Potsdam erkennen, sondern auch den Wunsch junger Menschen, Neues zu 
erfahren und damit ihre Gesellschaft besser kennenzulernen und mitzugestalten. Der öffent-
liche Raum ist ein Sozialisationsort und pädagogisch notwendig für Heranwachsende. Im 
Idealfall eröffnet das Umfeld junger Menschen diesen einen gesunden Umgang mit demokra-
tischen und sozialen Strukturen, Vertrauen in politische Prozesse wird aufgebaut. Für einen 
solchen Idealfall braucht es aber die richtigen Grundvoraussetzungen, heißt: das Einbezie-
hen auch junger Menschen in politische Prozesse. Passiert das nicht, werden Entscheidun-
gen der Politik schnell infrage gestellt und kritisiert.

Von Akzeptanz und Inklusion

Politikverdrossenheit ist die logische Konsequenz fehlender Möglichkeiten der Einbringung. 
Jugendlichen wird durch ungenügende Beachtung suggeriert, dass sie weniger Rechte in 
ihrem Lebensraum genießen dürfen als ihre erwachsenen Mitmenschen. Durch die Stigma-
tisierung junger Menschen, dass Verschmutzung oder Verwüstung öffentlicher Orte schnell 
im Bezug zu „den Jugendlichen” stehen, entsteht weiteres Misstrauen; man zieht sich zurück, 
weil man Ablehnung erfährt. Sie sehen sich dann nicht als Teil des Stadtgefüges, dadurch 
stellt sich ein bestimmter Umgang mit dem Mangel an Raum ein. Nicht gefragt zu werden 
wird zur Normalität; mit dem Gefühl, nicht erwünscht zu sein, wird sich abgefunden. Zufrie-
denheit garantiert diese Umgangsweise aber keinesfalls. 

Fehlende Akzeptanz und dadurch resultierende Vorurteile schaffen und rechtfertigen auch 
ohne haltbaren Grund Verbote. Diese grenzen aus und verschlechtern das Wohlbefinden in 
der eigenen Stadt. Dass die meisten Parks in Potsdam nicht im Besitz der Stadt sind, Wiesen 
nicht betreten werden dürfen und der einzige Volkspark Eintritt kostet, macht Freiräume im 
Grünen wenig zugänglich für junge Leute. 

Die LHP hatte erst zuletzt einen, im Zeitraum 2017 bis 2020 durchgeführten, Aktionsplan 
„Kinder- und Jugendfreundliche Kommune” evaluiert. Dieser wurde dem Konzept des Kin-
derfreundliche Kommune e.V. angepasst. Mit Bezug auf den 2007 verliehenen Titel „Famili-
enfreundlichste Stadt Deutschlands” gab sich die Verwaltung zuversichtlich. Auf Nachfragen 
hin, was denn bisher genau in Angriff genommen wurde und inwiefern zwischen Kinder- und 
Jugendfreundlichkeit unterschieden wird, zeigte sich noch viel Luft nach oben. 

Hauptsächlich ging es in der Evaluation um Sport- und Spielplätze, diverse andere Räume 
wurden kaum betrachtet. Auch zum Unterschied zwischen Kindern und Jugendlichen hat 
man sich in der Verwaltung eher weniger Gedanken gemacht; es wurde erklärt, der „Über-
gang sei planerisch fließend” gewesen.

Dieser Umstand beweist, dass die Bedürfnisse der verschiedenen Altersgruppen nicht in 
ausreichendem Maße berücksichtigt werden. Während Kinder ihrem Bewegungsdrang nach-
kommen müssen und sich über Spielflächen freuen werden, sehen sich Jugendliche und 
junge Erwachsene mit unzureichenden Möglichkeiten konfrontiert, um zusammenzukommen, 
zu feiern und sich zu sozialisieren. Eine familienfreundliche Stadt fängt mit der Inklusion aller 
Altersgruppen an.

Potsdam wächst
Auch im Hinblick auf eine wachsende Stadt sollte schnell am Ausbau öffentlicher Räume ge-
arbeitet werden. Potsdam ist gerade bei jungen Familien mit Kindern eine beliebte Wahlhei-
mat. In fünf bis zehn Jahren werden diese Kinder junge Erwachsene sein und sich den Raum 
nehmen, den sie brauchen. Diesen Kindern muss man schon jetzt ein vielschichtiges Umfeld 
für die Zukunft und Möglichkeiten zur Einbringung in die Stadtgesellschaft bieten.

© Erik Braun



30 31

Gesellschaft und Raum
Werkstatt „Innenstadt — 
Straßenräume neu denken!“
am 29.03.2022

VO N JA N K U PPE R T
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 Schon seit vielen Jahren ärgert es mich, dass die ganze Innenstadt als Lagerplatz für 
Kfz optimiert ist. Bei meinen Radreisen durch Europa habe ich gelernt, dass dieser 
Zustand eher ungewöhnlich als normal ist. Zumal sich Potsdam wegen seiner Alt-
stadt nicht schämen muss. Entsprechend lange fieberte ich einer Werkstatt wie der 
kürzlich stattgefundenen entgegen.  

Die Werkstatt begann mit einem 
kleinen Spaziergang durch das 
Holländische Viertel. Etwa 25 
Menschen stoppten in der Mitte. 
Dort hat sich Gastronomie im 
Kreuzungsbereich ausgebreitet. 
Es sind die ersten zarten Versu-
che, den Verkehrsraum men-
schenfreundlicher zu gestalten. 
Eine Frau sagte aber auch, dass 
die Autos das Viertel belebten. 
Dies blieb an diesem Nachmittag 
in meinen Ohren eine Einzelmei-
nung. Denn insgesamt verhielt 
sich die kleine Gruppe entspannt 
konstruktiv.

Demonstrativ wanderten die 
Menschen auf der Gutenbergstra-
ße bis zu den Pollern. Hier zeigte 
sich, dass die skeptische Hal-
tung der Anwohner*innen einem 
positiven Eindruck gewichen ist. 
Der fehlende Durchgangsverkehr 
hat merklich für Entspannung und 
weniger Lärm in der Innenstadt 
gesorgt. Der Radverkehr profitiert 
ebenfalls an der Kreuzung zur 

Friedrich-Ebert-Straße. Für diese ist ein Umbau geplant. Ein Baustart wird nicht vor 2024 er-
wartet. Das derzeitige Provisorium überzeugt nicht, weil sich Autobesitzer*innen nicht an die 
Regeln halten und das Ordnungsamt diesbezüglich Arbeitsverweigerung betreibt. 
 
In der Werkstatt wiesen Geschäftsleute auf die fehlenden Lieferparkplätze hin. Dieser Punkt 
zog sich durch die ganze Veranstaltung. Wir wanderten weiter auf der Straße und machten 
noch Stopps an der Dortu- und Lindenstraße. Über das Pflaster wird heftig gestritten. Einige 
betonten die Schönheit, andere dagegen die fehlende Fahrradfreundlichkeit. Die Folge ist, 
dass Radfahrer*innen auf dem Gehweg radeln, wo aber wegen der Gastronomie eigentlich der 
Platz fehlt. Geschnittenes Pflaster könnte die Lösung sein. Die Anwohner*innen sind sich ei-
nig, dass der Parksuchverkehr sehr nervig ist und dass das Ordnungsamt zu wenig im Einsatz 
ist, weil Anwohner*innenparkplätze oft blockiert sind. Der Platz vor dem Jägertor wurde als 
verschenkt betrachtet. Hier dürften sich noch spannende Diskussionen in der Zukunft ergeben.

Nach diesem spannenden Input fing die eigentliche Werkstatt an: Etwa 70 Menschen fanden 
im Einstein-Gymnasium zusammen. Das Interesse hier war groß, aber wegen Corona durften 
nicht alle Interessent*innen teilnehmen. Jede*r durfte am Anfang ein kleines Statement abge-
ben. Es war sehr divers. Anwohner*innen waren etwa die Hälfte. 
 

Poller der Entspannung: Regelung des Verkehrsraumes in der Gutenbergstraße / Ecke Jägerstraße
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Die betagten Mitglieder unserer Wählergruppe werden sich vielleicht noch daran erinnern: 
Nach dem Mauerfall wurden in Potsdam zahlreiche Straßen umbenannt. Insbesondere in der 
Waldstadt wurden die Namen von Antifaschist*innen und Spanienkämpfer*innen durch un-
verfängliche Pflanzen- und Landschaftsnamen ersetzt. In der Stadtverordnetenversammlung 
wurde darüber debattiert, ob die Gagarinstraße am Stern nach Neil Armstrong benannt 
werden soll, um die Straßennamen ausgewogener zwischen Ost und West zu verteilen. 

Ähnlich befremdliche Gründe mögen die neuen Stadtverordneten bewogen haben, aus der 
Bruno-Baum-Straße den Humboldtring zu machen. Typisch für den Geist dieser Zeit war, dass 
aus der Straße der Jugend irgendwann die Kurfürstenstraße wurde. Der KZ-Häftling Otto 
Wiesner wurde als Namensgeber abgelehnt, weil er früher in der SED aktiv war. Nach dem 
Auschwitz-Überlebenden Willi Frohwein hingegen wurde der Platz Am Findling benannt. 

Hindenburg wurde bis 2021 noch in der Ehrenbürgerliste geführt, weil die Aberkennung der 
Ehrenbürgerwürde als „Geschichtsklitterung“ galt. Andererseits setzten die, die so argumen-
tierten, Anfang der 90er selbst die Streichung Hitlers und Görings aus der Ehrenbürgerliste 
durch. Es gab Jahre in Potsdam, in denen die SPD die Neubenennung einer Straße nach 
dem Sozialdemokraten Georg Spiegel ablehnte, weil der nach seiner KZ-Haft und Neugrün-
dung der SPD nach 1945 die Vereinigung von KPD und SPD mitmachte. Die NS-Schauspie-
ler Heinrich George und Emil Jannings hingegen wurden Namensgeber für neue Straßen 
im Filmpark.

Es wäre sicher ein interessantes Thema, die Hintergründe für diese kulturpolitischen Kämpfe 
zu untersuchen. Wir können jedenfalls froh sein, dass heute eine neue Generation diese 
Themen aufgenommen hat, dass Bewegung in diese Namensdebatten gekommen ist und 
DIE aNDERE den Vorsitz im Kulturausschuss hat. 

Für große Aufregung bei Mitteschön & Co. sorgte 2019 die Benennung der drei neuen 
Straßen am Alten Markt nach drei Frauen, die die Stadt mitgeprägt haben: Erika Wolf, Anna 
Zielenziger und Anna Flügge. Die Initiative Frauenwahllokal hatte sich dafür stark gemacht, 
dass Frauen an dieser Stelle der Stadt besonders gewürdigt werden. 

Auf Initiative der Geschichtswerkstatt Rotes Nowawes wurden 2020 die Namen von sechs 
Frauen der Nowaweser Arbeiter*innenbewegung in den städtischen Straßennamenpool 
aufgenommen.

Geschichtsschreibung
Neue erinnerungspolitische 
Initiativen in Potsdam
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Ebenfalls anwesend war Robert Stöhr von der Verwaltung, der sich schon seit Jahrzehnten 
mit der Stadterneuerung beschäftigt. Die Themen, sagte er, haben sich im Laufe von 30 
Jahren zum Teil stark verändert. Gerade Mobilität wird heute anders gedacht. Außerdem ist 
der Denkmalschutz immer eine große Herausforderung. Stöhr will sich nun nach eigenem 
Bekunden Themen wie Verkehrssicherheit, Umweltentlastung und Flächengerechtigkeit wid-
men. Das Ziel sei eine lebenswerte Innenstadt für alle. 
 
Bernd Rubelt (Beigeordneter Stadtentwicklung) plädierte deshalb dafür, Einpendler*innen 
alternative Angebote zu machen, setzte aber auch auf Restriktionen. In der Diskussion 
zeigte sich, dass einige Bürger*innen nicht verstehen können, warum Prozesse immer sehr 
lange dauern bis sie umgesetzt werden. Besonders die lange Dauer bis zur Verlängerung 
der Fußgängerzone der Brandenburger Straße stieß auf Unverständnis. Es wurde mehr Ex-
perimentierfreudigkeit gewünscht. Das blockte aber die Verwaltung mit dem Verweis auf die 
Straßenverkehrsordnung ab. 
 
Ein nicht unwichtiges Thema ist das fehlende Grün in der Innenstadt. Es gibt nur wenige 
Straßen mit Bäumen. Und eine Anwohnerin beklagte, dass diese dann auch mit Wasser 
versorgt werden müssten und befürchtete den Verlust selbiger. Auch für Herrn Stöhr war das 
ein schwieriges Thema. In der Charlottenstraße musste man für Baumpflanzungen sich auf 
Landesebene gegen den Denkmalschutz durchsetzen.

Es folgte eine umfangreiche Bestandsanalyse. Vieles wurde auch schon beim Spaziergang 
erkannt. Zudem mangelte es immer noch an Fahrradabstellanlagen. Auf einem Autoparkplatz 
könnten auch 10 Räder parken. Spielmöglichkeiten für Kinder gibt es praktisch nicht. Auch 
konsumfreie Sitzgelegenheiten sind Mangelware. Die Fahrradunfreundlichkeit zieht sich im 
Prinzip durch das ganze Quartier. 
 
Je später der Abend wurde, desto mehr zeigte sich, dass im östlichen Teil der Gutenberg-
straße schon sehr bald eine Menge Parkplätze wegfallen dürften. Der spannendste Teil der 
Analyse war die Auslastung der Parkhäuser. So ist das Parkhaus Karstadt in der Hegelallee 
in der Spitze nur zur Hälfte ausgelastet und in der Nacht fast leer. Auch andere Parkhäuser 
haben noch erhebliche Kapazitäten, die es zu nutzen gilt. In der Arbeitsgruppe zeigte sich 
später auch, dass auch Anwohner*innen durchaus bereit wären, ihr Auto dort abzustellen. 
Derzeit ist es halt billiger und lukrativer, im Straßenraum der Innenstadt zu parken. Der große 
Konsens ist, das zu ändern.  
 
Im Laufe des Abends zeigte sich, dass die Bewohner*innen durchaus Veränderungen mit-
tragen können und auch wollen. Es muss aber von der Stadt dann auch gewährleistet sein, 
dass die Verkehrsregeln durchgesetzt werden. Gewünscht wird mehr Verschattung z.B. in 
der Gutenbergstraße und wenigstens sollte es eine Nord-Süd-Verbindung für Rad fahrende 
Menschen geben. Große Kreuzungen könnten auch als Stadtplätze in der Nebenzeit dienen. 
Allerdings wird auch der Lärmschutz für die Anwohner*innen eine Rolle spielen, da die 
Nachtruhe gewährleistet werden muss.
 
Im Juni geht es dann in die nächste Runde. Dann will die Verwaltung erste Vorschläge für 
Veränderungen unterbreiten.
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20 Jahre lang setzte sich DIE aNDERE dafür ein, dass Hindenburg die Ehrenbürgerwürde 
aberkannt wird. Dies wurde mit den scheinheiligsten Vorwänden immer wieder abgelehnt. 
2021 aber war es dann soweit. Die neue Kulturbeigeordnete Noosha Aubel beantragte, 
Joseph Goebbels die in den Archiven entdeckte Ehrenbürgerschaft zu entziehen, die ihm 
die Stadt Babelsberg vor der Eingemeindung nach Potsdam verliehen hatte. Die Stadtverord-
netenversammlung setzte sich mit dem Beschluss über all die formalen Ausflüchte hinweg, 
die schon seit 20 Jahren Humbug waren und schuf damit einen wichtigen Präzedenzfall.
Gleich in der folgenden Sitzung der SVV beantragte unsere Fraktion erneut die Streichung 
Hindenburgs aus der Ehrenbürgerliste. Der Antrag wurde nun ohne lange Diskussion und 
Ausschussüberweisung mit großer Mehrheit angenommen.

Diese Beschlüsse haben offenbar bei vielen außerparlamentarischen Initiativen – aber auch 
unter den Stadtverordneten – das Interesse geweckt, alte Autoritäten in Frage zu stellen und 
die Erinnerungs- und Gedenkpolitik durch weitere Initiativen zu bereichern. 

Auf Antrag der Rathauskooperation wurde die Ehrenbürgerschaft für den preußischen Gene-
ral Wrangel posthum aberkannt und die gar nicht mehr vorhandene Enver-Pascha-Brücke in 
Klein Glienicke umbenannt.

Im Stadtteil Babelsberg bemüht sich ein Bündnis aus der Geschichtswerkstatt Rotes 
Nowawes, der VVN-BdA und den lokalen Sportvereinen Prussian Fat Cats, Concordia 
Nowawes und SV Babelsberg 03 um die stärkere Berücksichtigung von Antifaschistinnen 
im öffentlichen Gedenken. Das Bündnis schlug dem Kulturausschuss vor, die Namen der 
NS-Staatsschauspieler Emil Jannings und Heinrich George von den Straßenschildern im 
Babelsberger Filmpark zu nehmen und durch den Namen der Nowaweser Kinderbuchautorin 
Martha Ludwig zu ersetzen. Damit wurde erstmals aktiv die Umbenennung einer bereits 
benannten Straße durch eine außerparlamentarische Initiative gefordert. 

Obwohl die Hürden für eine Umbenennung sehr hoch sind, stieß der Vorstoß auf eine 
beachtliche Resonanz. Letztlich stimmte eine große Mehrheit für die Umbenennung. Dabei 
favorisierte der Kulturausschuss für die Neubenennung allerdings einen Namen mit Be-
zug zum Thema Film und stimmte daher für die Schauspielerin Lotte Loebinger als neue 
Namensgeberin. Auch dies ist durchaus bemerkenswert. Dass in Potsdam eine Straße nach 
einer Kommunistin benannt wird, die man als loyales SED-Mitglied bezeichnen kann und 
die die DDR-Zeit im Filmpark repräsentiert, wäre vor wenigen Jahren noch völlig undenkbar 
gewesen. Für Martha Ludwig und die anderen Nowaweser Frauen im Namenspool sollen 
nun andere Orte für eine würdige Ehrung gefunden werden. 

Aber auch die Fraktion DIE aNDERE brachte in den letzten Monaten interessante erinne-
rungspolitische Ideen ein: Nachdem die Obere Denkmalbehörde das Glockenspiel der Gar-
nisonkirche unter Denkmalschutz gestellt hat, beantragte unsere Fraktion, einen Ideen- und 
Realisierungswettbewerb für die künstlerische Kommentierung und historische Kontextuali-
sierung des Glockenspiels durchzuführen. Der Antrag wurde mit großer Mehrheit beschlos-
sen. Wir sind gespannt, welche kreativen Ideen dabei herauskommen, um das Symbol der 
alten und neuen Rechten im Potsdamer Stadtzentrum wirksam zu brechen.

Außerdem setzt sich DIE aNDERE dafür ein, die Kolonialgeschichte der Stadt sichtbar im 
Stadtbild aufzuarbeiten. Dazu wollen wir durch eine wissenschaftliche Einrichtung untersu-
chen lassen, welche Straßen und Orte einen Bezug zur Kolonialgeschichte haben und für die 
Umbenennung oder die Schaffung eines Erinnerungsortes geeignet sind. Ein entsprechender 
Antrag ist schon im Geschäftsgang der Stadtverordnetenversammlung. 
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Willi-Frohwein-Platz in Babelsberg, ehemals Platz Am Findling, Juni 2022



GESCHAFFT!  Die Potsdamer*innen haben das Bürgerbegehren 
umfänglich unterschrieben. Die Initiator*innen des Mietendeckel-
begehrens möchten sich bei allen Mitbürger*innen bedanken, die 
unterschrieben haben, und bei denen, die geholfen haben, die 
notwendigen Unterschriften zu sammeln. DANKE!

Am 31. Mai 2022 erfolgte die Übergabe der 9 Aktenordner mit
den insgesamt 17.322 Unterschriften an den Wahlleiter. Nun
wird geprüft, wie viele dieser Unterschriften gültig sind und
ob das Quorum erreicht wurde. Die Initiator*innen des Bürger-
                                                                               begehrens für einen Mieten-  
                                                                                          deckel im städtischen
                                                                                                       Wohnungsbestand
                                                                                                            sind zuversichtlich. 

 17.322* Unterschriften
DANKE POTSDAM!

17.319 + 3 = 17.322*


